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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 338/10 B 
 
L 6 R 42/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 17 R 620/08 (SG Koblenz) 
 
 
 
………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. März 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d   sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 28. Juli 2010 wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 28.7.2010 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen Anspruch der Klägerin auf Über-

nahme der Kosten für eine in ihrem Kfz behinderungsbedingt erforderliche Klimaanlage im 

Rahmen der Kraftfahrzeughilfe verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich auf Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG, "hilfsweise" auf die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist 

(vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG 

nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen 

Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit 

der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begrün-

det die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungs-

grund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf 

die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung 

erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; 

ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche 
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Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu 

legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen 

Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin macht geltend, dass LSG weiche in seiner Entscheidung vom dem Urteil des BSG 

vom 21.3.2006 (B 5 RJ 9/04 R - SozR 4-5765 § 7 Nr 1) ab. Sie versäumt es jedoch, tragende 

abstrakte Rechtssätze des Berufungsurteils herauszuarbeiten und sie den zitierten Passagen 

aus der Entscheidung des BSG gegenüberzustellen. Wenn dass LSG - wie die Klägerin 

behauptet - höchstrichterliche Rechtsprechung missverstanden und deshalb das Recht fehler-

haft angewendet oder den Sachverhalt unzutreffend gewürdigt haben sollte, käme darin gerade 

kein eigener Rechtssatz des Berufungsgerichts zum Ausdruck (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 26). 

 

Ebenso wenig hat die Klägerin die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargetan. Eine 

Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die 

über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung ebenfalls nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "wann ein Modell als Grundmodell im Sinne der Kraftfahrzeughilfe gilt". 

 

Sie hat hiermit jedoch bereits keine Rechtsfrage formuliert. Denn die gewählte Formulierung 

lässt schon völlig offen, welche bundesrechtliche Norm mit Blick auf welche Bestimmung aus-

gelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden.  

 

Darüber hinaus hat die Klägerin auch die Klärungsbedürftigkeit der aufgeworfenen Frage nicht 

ausreichend dargetan. Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort 

praktisch außer Zweifel steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchst-

richterlich geklärt ist. Um darzulegen, dass einer bereits entschiedenen Rechtsfrage gleichwohl 

noch grundsätzliche Bedeutung zukomme, hat ein Beschwerdeführer aufzuzeigen, in welchem 
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Umfang, von welcher Seite und mit welcher Begründung der Rechtsprechung widersprochen 

werde bzw die Beantwortung der Rechtsfrage umstritten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51). 

Dasselbe gilt für die Behauptung, dass neue erhebliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen 

seien, die zu einer über die bisherige Erörterung hinausgehenden Betrachtung der 

grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage führen könnten und die Möglichkeit einer 

anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich ausschlössen (vgl hierzu BSG SozR 3-4100 

§ 111 Nr 1 S 2 mwN; s auch Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, 

§ 160 RdNr 8b).  

 

Hieran fehlt es. Die Klägerin trägt selbst vor (vgl Bl 4, 2. Abs der Beschwerdebegründung), dass 

der Klage unter Berücksichtigung der vom BSG (in seiner Entscheidung vom 21.3.2006- B 5 RJ 

9/04 R) geforderten Auslegung des § 7 KfzHV nach Sinn und Zweck stattzugeben war. Die 

Begründung lässt offen, warum dennoch Klärungsbedürftigkeit fortbestehen sollte. Die Klägerin 

macht nicht geltend, dass sich die aufgeworfene Frage mit Hilfe der vorhandenen Rechtspre-

chung des BSG nicht beantworten lasse, sondern rügt lediglich, dass das Berufungsgericht in 

ihrem Fall bereits bestehende höchstrichterliche Rechtsgrundsätze fehlerhaft angewendet 

habe. Auf eine vermeintliche Unrichtigkeit des angefochtenen Urteils kann eine Nicht-

zulassungsbeschwerde jedoch von vornherein nicht gestützt werden (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7).  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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